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Meinung

TOBIAS MILLER

Erstmals sind die Auseinandersetzun-
gen am Abend des 1. Mai in Berlin

wieder schlimmer geworden. Range-
leien, Stein- und Flaschenwürfe, das
nächtliche Katz- und Mausspiel zwi-
schen Demonstranten und Polizisten –
all das gab es auch in den vergangenen
Jahren, manche sprachen gar schon von
unpolitischer Folklore, von erlebnis-
orientierten Jugendlichen. Was aber an-
gesichts der immer wieder zu beklagen-
den Verletzten auf beiden Seiten zynisch
war und ist.

In diesem Jahr war der 1. Mai anders.
Ja, auch aggressiver, gewalttätiger, vor al-
lem aber wieder politischer. Und das Bi-
zarre daran ist, dass das wieder am glei-
chen Thema liegt wie schon in den An-
fangszeiten der 1.-Mai-Demonstratio-
nen vor mehr als 30 Jahren: Wohnen,
Mieten, Verdrängung.

Allein die Tatsache, dass sich rund
10.000MenschenperRad auf denWeg in
den Grunewald machten, um gegen
Wohnraum-Spekulation zu demonstrie-
ren, zeigt, wie groß der Druck ist. Ver-
stärkt wird dieser Druck durch die kürz-
lich getroffene Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts, mit der der Ber-
liner Mietendeckel kassiert wurde. Auch
wenn der Senat bei den Nachzahlungen
helfen will: Die alte, hohe Miete muss
wieder aufgebracht werden. Die Pers-
pektive für Mieter in begehrten Lagen ist
nicht besser geworden.

Hinzu kommen die nervenaufreiben-
den Corona-Auflagen seit Monaten und,
speziell für das linke Berliner Milieu, die
Räumungen linker Treffpunkte, die es
gegeben hat und noch gebenwird.

Die Kritik an der Gewalt, vonwelcher
Seite sie auch geäußert werden mag, ist
berechtigt. Senat und Bund sind aber
gefordert, allen zu sagen, wie der Weg
aus der Wohnungsnot und aus dem Co-
rona-Lockdown aussehen könnte.

1. Mai

Druck
imKessel

Ich glaube, dass es nicht DIE Definition
vonRassismus gebenkann.Keineuniver-

selle Beschreibung oder Erklärung. Jeder
Mensch, der diskriminiert wurde, wird das
ihm Widerfahrene anders erleben, empfin-
den, wiedergeben. Anders im Gedächtnis
abspeichern. Für mich bedeutet Rassismus,
einGefühl vermittelt zubekommen,nichtda-
zuzugehören oder dazugehören zu dürfen.
DasersteMalwiderfuhrmirdas inder vierten
Klasse.MeinKlassenlehrer schicktemich,wie
fast alle anderen Nicht-Deutschen in meiner
Klasse, auf die Hauptschule. Vielen meiner
Klassenkameraden hatte er sogar eine Emp-
fehlung für die Sonderschule ausgesprochen.
Er hat damit die Ausländer in der Klasse von
den Deutschen abgespalten. Scheinbar durf-
tenwir in seinenAugeneinerRealschuleoder
einemGymnasiumnicht angehören.

Er war ein Tyrann. Das war der Schuldi-
rektorin auch bekannt. Nur hat sie nichts
dagegen unternommen. Mein Papa hat es.
Er hat die Empfehlung – damals war sie ver-
bindlich – nicht akzeptiert und mich eine
externe Prüfung absolvieren lassen. In
einem Diktat, einem Aufsatz und einem
Mathetest wurdemein Begabungspotenzial
überprüft. Und es hätte noch eine mündli-
che Prüfung geben sollen, aber die war
nicht mehr nötig. Ich bekam die Empfeh-
lung fürs Gymnasium auf Anhieb.

Ich habe als Kind nicht verstanden,
wieso ich das alles durchmachen musste.
Damals wie heute geht Diskriminierung für

EinVorname
für ein
Leben

Kolumne

micheinhermit einer tiefenTraurigkeit und
einemGefühl von Ohnmacht. Es waren im-
mer Erwachsene, die es verursacht haben.

Vor zehn Jahrenbekam ich einenAusweg
aufgezeigt. Nachmeiner Einbürgerung hatte
ich ein Gespräch mit einem Mann, der für
die Ausstellung der Ausweise zuständig war.
Er kamdirekt zurSacheundrietmir, dass ich
meinen Namen ändern solle. „Wie wäre es
mit Müller?“, fragte er. Ich fragte zurück:
„Kann ich Caliskan nicht behalten?“ –
„Doch, aber ein deutscherNamewäre einfa-
cher für deine Zukunft. Ich würde dir auch
raten, deinenVornamen zu ändern.“

Dawar er, der Fehler im System. Er hatte
ihn längst erkannt. Eswäre so einfach gewe-

sen, meinen Namen in Miriam Kaltenbach
zu ändern. Ein paar Klicks am Computer
hätte es dafür gebraucht. Und ich hätte für
immer dazugehören können.

Ich weiß nicht, wie stark andere Men-
schenmit ihremNamenverbundensind. Ich
bin es zutiefst. Der Name meiner Familie
wird Çalişkan geschrieben, Tschaluschkan
ausgesprochen, ins Deutsche übersetzt be-
deutet er „hart arbeitend“. In meinem Her-
zen steht Çalişkan für meinen Papa, der als
Selbstständiger bis zu seinem70. Lebensjahr
sieben Tage die Woche zur Arbeit gefahren
ist. Sich nie über diesen Umstand beklagt
und meine Familie immer vor finanziellen
Problemen bewahrt hat. DenWert von Fleiß
habe ichdurchmeinenPapaerfahren.Erhat
mir beigebracht, weiterzumachen, komme
waswolle.Eszuetwasbringen–trotzdenim-
mens vielen Nachteilen, die unser Name in
Deutschland mit sich bringt. Nicht nachzu-
geben. Nicht aufzugeben. Meine erste Lek-
tion: derKampf gegendenKlassenlehrer.

Über den Vorschlag musste ich nicht
lange nachdenken. Ich behielt meinen Na-
men und ließ ihn eindeutschen. Die Son-
derzeichen, das Ç, ş und i, sindweggefallen.
Mein Caliskan wird ausgesprochen wie er
geschriebenwird.

An den Mann vom Bürgerdienst muss
ich oft denken, wenn das „Nicht-dazugehö-
ren-Dürfen“ sich wieder anbahnt. Dann
frage ich mich, wie mein Leben heute aus-
sähe, wenn ichMiriamKaltenbach hieße.

MIRAY CALISKAN

TANJA BRANDES

Richtig ernst scheint es die CDU also
doch nicht zu meinen mit der Ab-

grenzung nach rechts. Sonst hätte Ex-
Verfassungschef Hans-Georg Maaßen
nicht als Direktkandidat für die Bundes-
tagswahl nominiert werden dürfen.

Aber warum nur fällt es vor allem Tei-
len der Thüringer CDU so schwer, eine
scharfe Grenze nach rechts zu ziehen?
Hat man bei den Christdemokraten die
Hoffnung immer noch nicht aufgegeben,
dass sich mit der Annäherung an rechts-
populistische Positionen AfD-Wähler zu-
rück in den CDU-Schoß locken lassen?
Dass das nicht funktioniert, musste nicht
zuletzt CSU-Chef Markus Söder 2018 in
Bayern erleben: Seine Flirts mit der AfD
vertrieben Stammwähler. Die Union äh-
nelt einem Kind, das immer wieder auf
dieheißeHerdplatte fasst –obwohles sich
schonbeimerstenMal verbrannt hat.

Dass die Kritik an der Nominierung
Maaßens nun aus der Union selbst
kommt und den Berliner CDU-Politiker
NicolasZimmer gardazubewegt, ausder
Partei auszutreten, kann man als weite-
res Zeichen für eine Spaltung der Partei
werten. Tatsächlich ist es einZeichenda-
für, dass innerhalb der Union dasWerte-
radar zumindest teilweise noch funktio-
niert. Denn ja: Die CDU ist gespalten.
Aber Maaßen ist eher ein Symptom des-
sen als die Ursache dafür.

Das zeigt die Tatsache, dass Teile der
Ost-CDU es für ein probates Mittel der
Wählerbindung halten, einen Mann als
potenziellen Volksvertreter aufzustellen,
der sich nicht nur am rechten Rand, son-
dern oft weit jenseits davon positioniert.

Dass es Parteimitglieder gibt, die da-
raus Konsequenzen ziehen wie Zimmer,
ist tragisch. Denn genau dieseMitglieder
würden jetzt gebraucht. Gleichzeitig sor-
gen solche Aktionen hoffentlich dafür,
dass die CDU sich endlich darauf be-
sinnt, für welcheWerte sie stehenwill

CDU

Fehlende
Abgrenzung

Einklagbarer
Klimaschutz

D ie Welt am Sonntag schreibt
zum Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zum Klima-
schutz: „Mit dem Urteil will

das Verfassungsgericht verhindern, dass
übereifrigePolitiker in zehn Jahreneinen
Öko-Lockdownbeschließen,nurweil die
Bundespolitik heute die Zügel schleifen
lässt. Denn wenn beim Klimaschutz
nichts geschieht, könnten ‚gravierende‘
Grundrechtseinschränkungen tatsäch-
lich verfassungsgemäß sein … Das Urteil
ist als Startschuss für einen Umbau auf
allen Gebieten der Politik, der Wirtschaft
und des Alltags gemeint. Dieser Umbau
ist nach Meinung der Richter nicht exis-
tenzgefährdend,wenner sofort beginnt –
und keine ökodiktatorische Kommando-
wirtschaft als Antrieb nimmt, sondern
die Kreativität und Einsichtsfähigkeit der
Menschen.“

In der Frankfurter Allgemeinen Sonn-
tagszeitung heißt es: „Der Klimaschutz
hat seine notorische Unverbindlichkeit
verloren. Von jetzt an ist er ‚justiziabel‘,
also vor Gericht einklagbar. Das haben
viele, auch beschlagene Juristen, nicht
fürmöglich gehalten.“

Die Neue Zürcher Zeitung ist „erstaunt,
mit welcher Selbstverständlichkeit die
Richter extreme Eingriffe in die Freiheits-
rechte der Bürger zum Schutz des Klimas
in den nächsten Jahrzehnten annehmen.
Diese Gewichtungen und Entscheidun-
genmüssen in einer Demokratie zu jeder
Zeit den Bürgern beziehungsweise den
von ihnengewähltenAbgeordnetenüber-
lassenwerden,nicht einigenVerfassungs-
richtern, die dann voraussichtlich gar
nichtmehr imAmt sind.“ (pi.)

Auslese

E s reicht! Was auch immer der in
sich verfeindete Männerbund des
Deutschen-Fußball-Bundes
(DFB) am vergangenen Wochen-

ende bei einer außerordentlichen Tagung
in Potsdam besprochen und beschlossen
haben mag – es tut nichts mehr zur Sache.
121 Jahre nach ihrer Gründung ist die mit-
gliederstärkste Sportvereinigung der Welt
infolge eines nun schon seit Jahrzehnten
währenden Missmanagements in dieser
Aufstellung amEnde.

Es ist Zeit für eine tiefgreifende Zäsur.Mit
der kollektiven Demission der Führungs-
riege als ersten Schritt, bevor sich andere da-
ranmachen, den deutschen Fußballs neu zu
denken, neu zu strukturieren und womög-
lich sogarmit der Gründung einer neuer Or-
ganisation einnach außenhin eindrucksvol-
les Zeichen zu setzen. Eine Organisation
solltedies sein, indernicht vonpersönlichen
Interessen getriebeneKarrieristen das Sagen
haben, sondern Menschen, die die Interes-
senvonetwasmehrals siebenMillionen fuß-
ballspielenden oder fußballbegeisterten
Menschen imBlick haben.

Es muss dabei eben nicht mehr nur um
das nächste Pokal-Finale, um das nächste
Länderspiel oder die nächste Europa- oder
Weltmeisterschaft gehen, sondern um tat-
sächlich wichtige Inhalte. Also um Werte
undNormen,die vomDFBzwar regelmäßig
in ein paar netten Kampagnen propagiert,
aber eben nicht entsprechend verantwortet
wurden. Ja, letztendlich verstoßen die Ver-
bandsoberen seit vielen Jahren in vielfälti-
ger Weise gegen ihre eigene Satzung, zum
Beispiel gegen den Paragrafen 4, wonach
demDFBals Zweck undAufgabe die Förde-
rung des Sports obliegt.

Es kann und darf also so nicht weiterge-
hen.Nichtmit einemPräsidenten, FritzKel-
ler heißt er, der sich in einer Sitzung vor lau-
ter Wut dazu hat hinreißen lassen, seinen
Stellvertreter und Widersacher, Rainer
Koch heißt er, als „Freisler“ zu bezeichnen.
Koch ist Jurist, Roland Freisler war es. Letzt-

genannter, und das war Keller natürlich be-
wusst, gilt aber als derjenige, der als Scherge
und Blutrichter des Nazi-Regimes bei der
Organisation des Holocaust eine zentrale
Rolle spielte.

Da hilft auch keine Entschuldigung, kein
Bittgesuch an die DFB-Ethikkommission –
Keller, der hätte wissen müssen, dass eine
derartige Entgleisung von seinen Gegen-
spielern im Verband zu seinem Schaden
nach außen getragen wird, hat sich damit
als DFB-Präsident unmöglich gemacht. Der
ehemalige Präsident des SC Freiburg ist zu-
dembei allemgutenWillen,mit demer sich
dieser Aufgabe gestellt hat, als Reformer
und Aufklärer der dubiosen Machenschaf-
ten imVerband total überfordert.

Koch wiederum hat sich früher gernmal
als Vorarbeiter des Amateurfußballs geriert,
gilt inzwischen allerdings als der ausgebuff-

teste Apparatschik im Kreis der DFB-Füh-
rungskaste. Er sah Präsidenten kommen,
sah, wie sie über eine Sommermärchenaf-
färe (WolfgangNiersbach) oder eine Luxus-
uhrenaffäre (Reinhard Grindel) stolperten
und schließlich wieder gehen mussten. Er
gibt gern mal den Unbeteiligten, ist aber
wohl doch entscheidend in die immer wie-
derkehrenden Machtkämpfe sowie in die
zum Teil dubiosen Geschäfte des Verban-
des involviert.

So offensichtlich auch in die bis dato
vollkommen undurchsichtige, extrem kost-
spieligeBeratertätigkeit eines gewissenKurt
Diekmann. Diekmann hat allem Anschein
nach mit seinem Wirken jedenfalls nicht
unwesentlich zum Sturz von Grindel beige-
tragen. Kurzum: Auch Koch darf mit dem
Relaunch der Organisation nichts zu tun
haben, wenngleich er in Potsdam von den
Landes-undRegionalverbänden imGegen-
satz zu seinem vertrauten Generalsekretär
Friedrich Curtius und Keller in gewisser
Weise das Vertrauen ausgesprochen be-
kam.DieBasishatCurtiusundKeller jeden-
falls schonmal zumRücktritt aufgefordert.

Wer als Frontfigur für einen Neubeginn
infrage kommt? Nun, Uli Hoeneß, der Eh-
renpräsident des FC Bayern, hat vor gar
nicht langer Zeit in diesemZusammenhang
Karl-Heinz Rummenigge als möglichen
DFB-Präsidenten ins Gespräch gebracht.
Dabei wäre er wohl selbst zumindest als In-
terims-Lösung der bessere Kandidat für
diesen Job. Schließlich könnte Christian
Seifert, der nur noch bis Juni kommenden
Jahres als Geschäftsführer der Deutschen
Fußball Liga (DFL) gebunden ist und in die-
ser Funktion seine Fähigkeiten hinlänglich
unter Beweis gestellt hat, in die Verantwor-
tung rücken, und das im Zusammenspiel
mit der ehemaligen Fußballspielerin, Fuß-
ballmanagerin und Unternehmerin Katja
Kraus. Klingt verwegen, doch eine verwe-
gene Lösung muss es sein, damit das end-
lich aufhört mit dem DFB, dem Deutschen
Falschspieler-Bund.

Uli
Hoeneß,
hilf!

Krise des DFB

MARKUS LOTTER

Die Risiken des Höhenflugs BERLINER ZEITUNG/HEIKO SAKURAI

Zitat

„Die Leute haben
einfach gesagt: Bio ist
teuer, schmeckt nicht,
ist was für Menschen

mit kratzigen Pullis und
Birkenstock-Sandalen.“

Alfred Theodor Ritter,
Schokoladenproduzent, im Spiegel
über das Scheitern seines Plans,
die Firma auf Bio umzustellen
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